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mit allen demokratischen Rechten 
und Freiheiten für das Volk zu 
schaffen, die sich grundsätzlich 
von der —» Weimarer Republik unter­
schied. Das erforderte die restlose 
Vernichtung von Faschismus und 
Militarismus, die Enteignung der 
Kriegs- und Naziverbrecher, der 
Konzerne, Banken und Großgrund­
besitzer, die Besetzung der Kom­
mandohöhen in Staat und Wirt­
schaft durch Vertreter des werktäti­
gen Volkes. Der A. orientierte auf 
die Schaffung antiimperialistisch­
demokratischer Verhältnisse mit 
der Möglichkeit, dem deutschen 
Volk den Weg zum Sozialismus zu 
öffnen. Diese Ziele waren geeig­
net, die unerläßliche Aktionsein­
heit der Arbeiterklasse zu verwirk­
lichen, die für den Zusammen­
schluß aller demokratischen Kräfte 
entscheidend war. Als die unmit­
telbaren und dringendsten Aufga­
ben bezeichnete der A. u. a.: voll­
ständige Liquidierung der Überre­
ste des Hitlerregimes und der 
Nazipartei, Bestrafung der aktiven 
Nazis und der Kriegsverbrecher; 
Kampf gegen Hunger, Arbeitslosig­
keit und Obdachlosigkeit, Normali­
sierung des Lebens, Wiederauf­
nahme der Produktion, Wiederauf­
bau von Wohnungen, Betrieben, 
Schulen; Herstellung der demokra­
tischen Rechte und Freiheiten des 
Volkes; Säuberung des Erziehungs­
und Bildungswesens von faschisti­
schen u.a. reaktionären Einflüssen, 
Pflege demokratischen, fortschritt­
lichen und freiheitlichen Geistes in 
allen Schulen und Lehranstalten; 
Aufbau demokratischer Verwal­
tungsorgane; Schutz der Werktäti­
gen vor Unternehmerwillkür und 
unbotmäßiger Ausbeutung; Enteig­
nung des gesamten Vermögens der 
Nazibonzen und Kriegsverbrecher, 
Überführung dieses Vermögens in 
die Hände des Volkes; Liquidie­
rung des Großgrundbesitzes durch 
eine demokratische Bodenreform 
(ohne Berührung des großbäuerli­
chen Besitzes); Übergabe aller le­

benswichtigen öffentlichen Be­
triebe an die Verwaltungsorgane; 
friedliches und gutnachbarliches 
Zusammenleben mit den anderen 
Völkern; Anerkennung der Wie­
dergutmachungspflicht für die den 
Völkern durch die faschistische 
Aggression zugefügten Schäden, 
gerechte Verteilung der sich daraus 
ergebenden Lasten. Diese Forde­
rungen waren darauf gerichtet, die 
—> Hegemonie der Arbeiterklasse zu 
verwirklichen, eine grundlegende 
Veränderung der Macht- und Ei­
gentumsverhältnisse herbeizufüh­
ren und das Bildungswesen im In­
teresse der Werktätigen umzuge­
stalten. Der A. entsprach der 
Generallinie des VII. Weltkongres­
ses der —» Kommunistischen Interna­
tionale, die von der KPD in den Be­
schlüssen ihrer Brüsseler (1935) 
und ihrer Berner Parteikonferenz 
(1939) (—> Brüsseler Konferenz der 
KPD, —* Berner Konferenz der KPD) 
und in der Bewegung »Freies 
Deutschland« auf die Klassen- 
kampfsituation in Deutschland an­
gewandt worden war. Die KPD ließ 
sich in ihrer Politik von der Lenin­
schen Revolutionstheorie leiten. So 
ging sie davon aus, daß sich der 
Kampf um Demokratie und der 
Kampf um Sozialismus immer en­
ger verflechten, die —» antifaschi­
stisch-demokratische Umwälzung sich 
in dem Maße zur sozialistischen 
Revolution weiterentwickelt, wie 
die Arbeiterklasse unter Führung 
ihrer revolutionären Vorhut ihre 
Hegemonie verwirklicht, wie sie 
entscheidende Machtpositionen er­
obert und dabei das Bündnis mit 
den anderen werktätigen Klassen 
und Schichten schmiedet und aus­
baut. Der A. wurde zur Grundlage 
für die Verwirklichung der —» Ak­
tionseinheit von KPD und SPD; er 
rief Kommunisten, Sozialdemokra­
ten und alle anderen demokrati­
schen und fortschrittlichen Kräfte 
zu gemeinsamem Handeln auf und 
schlug die Bildung eines Blocks der 
antifaschistischen demokratischen


